Dr. Matthias Lange – Sein Leben und Werk

Dr. Matthias Lange (*29. Juli 1950 – †19. Juni 2006) war ein Mitbegründer und langjähriger Vorsitzender des Flüchtlingsrats Niedersachsen. Er setzte sich mit enormem Engagement für die Rechte von Flüchtlingen und Menschen ohne Aufenthaltsstatus ein. Lange war nicht nur ein Verfechter von Menschenrechten, sondern auch ein Vordenker einer gerechten und solidarischen Gesellschaft, die er in seinen vielen Publikationen thematisierte.
Seine Arbeit konzentrierte sich darauf, das Menschenrecht auf Schutz und Würde unabhängig von Herkunft oder Status zu sichern. Für Lange war es von zentraler Bedeutung, dass Flüchtlinge das Recht haben, Rechte zu haben. Er betonte stets, dass die Integration von Flüchtlingen in eine Gesellschaft mehr bedeutet, als ihnen nur temporären Schutz zu bieten. Vielmehr war es für ihn wichtig, eine „Alltäglichkeit“ zu schaffen, die es Flüchtlingen erlaubt, ein würdiges, stabiles Leben zu führen.
Nach seinem Tod im Jahr 2006 wurde sein Vermächtnis durch den nach ihm benannten Dr. Matthias Lange-Fluchthilfepreis weitergeführt, der seit 2016 alle zwei Jahre verliehen wird, um Menschen zu ehren, die sich besonders für Flüchtlinge einsetzen​.
Kampf um Rechte
In seinem Text von 1993 legt Dr. Lange gestützt auf Hannah Arendt den Fokus auf das zentrale Thema: Das „Recht, Rechte zu haben“. Diese Idee bezieht sich auf den grundlegenden Zugang zu Rechten für alle Menschen, unabhängig von ihrem rechtlichen Status. Er prangert an, dass Menschen, die ohne klaren Aufenthaltsstatus in Deutschland leben, oft in eine rechtliche Grauzone gedrängt werden und ihnen grundlegende Menschenrechte verweigert werden. Dieser Kampf um Rechte war für ihn ein Weg, soziale Gerechtigkeit zu fördern und den Grundsatz der Gleichheit aller Menschen durchzusetzen.
Langes Gedanken zur „Politik der Zivilisierung“, die er als jenseits von Identitätspolitik und gruppenbasierter Politik sieht, fordern die Politik heute dazu auf, über kurzfristige Maßnahmen hinauszugehen und Lösungen zu entwickeln, die langfristige Integration und Solidarität fördern. Seine Texte mahnen auch in der heutigen Migrationspolitik, dass der Weg zu einer gerechten Gesellschaft nur durch eine umfassende Anerkennung der Rechte aller Menschen zu erreichen ist.
Wir leben in schwierigen Zeiten. Es ist fast wie ein kafkaesker Albtraum: Menschen, die in einem Verwaltungslimbo gefangen sind, kämpfen verzweifelt um die Chance auf Schutz. 
Liebe Freundinnen und Freunde, wir stehen vor enormen Herausforderungen. Die Migrationsdebatte wird zunehmend in eine Richtung gedrängt, die weder dem Recht noch der Menschlichkeit gerecht wird. Aber wir können und müssen uns dagegen stellen. Lasst uns die positiven Aspekte von Migration in den Vordergrund rücken, Ressourcen sinnvoll einsetzen und uns weiterhin für den Schutz und die Würde aller Menschen stark machen.
Die Kritik unseres verstorbenen ehemaligen Vorsitzenden des Flüchtlingsrats, Dr. Matthias Lange, an der Politik nach Ereignissen wie dem Solinger Brandanschlag 1993 ist auch heute noch von großer Relevanz: Der Brandanschlag, ein schreckliches Beispiel für rassistisch motivierte Gewalt, zeigte, wie gefährlich es ist, wenn gesellschaftliche Gruppen gegeneinander ausgespielt werden. Langes Aufforderung, Solidarität über identitätspolitische Grenzen hinaus zu leben, ist eine direkte Reaktion auf die damals zunehmende Fremdenfeindlichkeit und den restriktiveren Kurs der Asylpolitik.
Heute, inmitten globaler Flüchtlingskrisen, ist Dr. Langes Arbeit aktueller denn je. Die Herausforderungen durch Migration haben sich seit den 1990er Jahren verschärft, doch die zentralen Themen seiner Arbeit – Solidarität, der Zugang zu Rechten und die Überwindung gesellschaftlicher Spaltungen – bleiben bestehen. Insbesondere in der heutigen Diskussion um Flüchtlingspolitik spiegelt sich seine Vision wider, dass eine gerechte Gesellschaft nur dann möglich ist, wenn alle Menschen, egal ob Migrant oder Staatsbürger, gleiche Rechte haben. 
Langes Gedanken zur „Politik der Zivilisierung“, die er als jenseits von Identitätspolitik und gruppenbasierter Politik sieht, fordern die Politik heute dazu auf, über kurzfristige Maßnahmen hinauszugehen und Lösungen zu entwickeln, die langfristige Integration und Solidarität fördern. Seine Texte mahnen auch in der heutigen Migrationspolitik, dass der Weg zu einer gerechten Gesellschaft nur durch eine umfassende Anerkennung der Rechte aller Menschen zu erreichen ist
Denn eines ist sicher: Wollen wir das aufsteigende Gewitter an Neuregelungen tatsächlich aufhalten, brauchen wir keine Regenschirme, sondern Mut, klare Worte und vor allem den Willen zur Veränderung. Für das Recht, Rechte zu haben!

